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Deutscher Public Corporate Governance-Musterkodex 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

als Partnerschaft von Rechtsanwälten, Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern 

sind wir einer der führenden Anbieter von Beratungsdienstleistungen für Ener-

gie- und Infrastrukturunternehmen und deren Kunden und Dienstleister. Wei-

tere Schwerpunkte bilden das Medien- und Urheberrecht, die Steuerberatung 

und Wirtschaftsprüfung, das allgemeine Zivil- und Wirtschaftsrecht (insbe-

sondere das Arbeits- und Gesellschaftsrecht) und das gesamte öffentliche 

Recht. Unsere Mandanten dürfen von uns eine praxis- und erfolgsorientierte 

Beratung auf höchstem Niveau erwarten. Voraussetzung dafür ist - neben einer 

kontinuierlichen und sorgfältigen Ausbildung, auf die wir größten Wert legen - 

eine große inhaltliche Nähe zu unseren Mandanten sowie eine intensive Kennt-

nis der Positionen der Entscheidungsträger aus Politik, Wirtschaft, Verwaltung 

und Verbänden. 

In dieser Eigenschaft möchten wir den Deutschen Public Corporate Gover-

nance-Musterkodex aufgreifen und aufgrund unserer Erfahrungen aus der re-

gelmäßigen Beratung und praktischen Arbeit mit verschiedensten öffentlichen 

Unternehmen kommentieren: 

A. Allgemeines und Grundsätzliches: 

Öffentliche Unternehmen des privaten und des öffentlichen Rechts werden von 

Gebietskörperschaften in unterschiedlichsten Ausprägungen gegründet und 
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betrieben. Die Bandbreite reicht von der Komplementär-GmbH als Haftungskon-

strukt ohne eigenen Geschäftsbetrieb bis zu hoch komplexen Unternehmen welche 

vielseitigen Tätigkeiten bzw. Geschäftsmodellen nachgehen. Dem Ziel der Public 

Corporate Governance – die Effektivität, Effizienz und Nachhaltigkeit von Organisa-

tionen der öffentlichen Hand bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben sicherzustellen 

– folgend, ist fraglich, ob der Deutsche Public Corporate Governance-Musterkodex 

vollumfänglich auf jede Gesellschaft angewendet werden soll. 

Im Unterschied zu öffentlichen Unternehmen ist das Erfordernis der Kommunika-

tion gegenüber den Gesellschaftern/Aktionären/Aufsichtsräten bei börsennotierten 

Unternehmen – auf welche der DCGK angewendet werden soll – grundsätzlich an-

derer Natur. Das Erfordernis des DCGK resultiert größtenteils aus dem Kapitalan-

lage- und dem Wertpapierhandelsgesetz, welches insbesondere die Kommunika-

tion und Transparenz gegenüber einer Vielzahl von Aktionären verbessern und si-

cherstellen soll. 

Bei öffentlichen Unternehmen wird regelmäßig die Gebietskörperschaft mehrheit-

lich beteiligt sein und daher über ihre Gesellschafterrechte maßgeblichen Einfluss 

auf die Geschäftsleitung ausüben können. Dies wird insbesondere dadurch manifes-

tiert, dass die Rechtsform der AG in vielen Bundesländern nach den geltenden Ge-

meindeordnungen und Kommunalverfassungen unzulässig ist und daher die GmbH 

bzw. das Kommunalunternehmen, die AöR sowie der Eigenbetrieb als übliche 

Rechtsformen zu Grunde liegen. 

Fraglich ist daher, ob der Deutsch Public Corporate Governance-Musterkodex nicht 

ein zu scharfes Schwert ist welches darüber hinaus durch die Auferlegung bürokra-

tischer Mechanismen – unabhängig von Größe und Komplexität der Gesellschaften 

– sein eigenes Ziel – die Effektivität, Effizienz und Nachhaltigkeit von Organisatio-

nen der öffentlichen Hand bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben sicherzustellen – 

torpediert. 

Wir erlauben uns im Folgenden die Kommentierung der einzelnen Abschnitte des 

Deutschen Public Corporate Governance-Musterkodex. 
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B. Geltungsbereich und Verankerung Entsprechenserklärung zum Public Cor-

porate Governance Kodex 

2.2 Tz: 5 

Kleine Kapitalgesellschaften haben gem. § 264 Abs. 1 HGB keinen Lagebericht auf-

zustellen. Grundsätzlich haben öffentliche Unternehmen nach den geltenden Ge-

meindeordnungen bzw. Kommunalverfassungen die Aufstellungsvorschriften für 

große Kapitalgesellschaften anzuwenden.  

Wir schlagen vor, eine Erklärung zur Unternehmensführung nur für große Kapital-

gesellschaften bzw. in einer Unternehmensgruppe eine Erklärung zur Unterneh-

mensführung nur auf Ebene des obersten Mutterunternehmens abzugeben. 

2.2 Tz: 7 

Wir schlagen vor, die Komplexität gem. unseres Vorschlags zu Tz: 5 zu reduzieren. 

Gesellschafterrolle, Gesellschafterversammlung und Organisationselement Be-

teiligungsmanagement 

3.2 Tz: 31 

Im Rahmen des rechtlich Möglichen und der Bestimmungen in der Unternehmens-

satzung soll ein/-e Vertreter/-in des Beteiligungsmanagements als Mitglied oder 

Gast an den Sitzungen des Aufsichtsorgans teilnehmen. Dieses generelle Teilnah-

merecht halten wir für problematisch. Man sollte daher in der Unternehmenssat-

zung auf ein generelles Teilnahmerecht verzichten und besser regeln, im Einzelfall 

über eine Einladung zu einer Sitzung des Aufsichtsrats (je nach Bedeutung) ent-

scheiden zu können. 

Aufsichtsorgan 

4.3 Tz: 57 

Hier geht es um dauerhafte Interessenskonflikte in der Person eines Mitglieds des 

Aufsichtsorgans. Beispiele oder Fallgruppen (z.B. Verhältnis entsendende Kom-

mune zu ihrem AR-Mitglied bei Abstimmung über Geschäfte mit der Kommune) 

wurden leider nicht aufgeführt, weshalb hier eine Konkretisierung notwendig wäre. 

Eine Pflicht zur Amtsniederlegung kann insbesondere dann bestehen, wenn die 

Kerngeschäftsfelder des überwachten Unternehmens und des anderen Unterneh-

mens, das der betroffenen Person z.B. als Einzelkaufmann oder als Mitglied einer 
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Personenhandelsgesellschaft gehört oder bei der das Aufsichtsratsmitglied eben-

falls beteiligt ist, im Wesentlichen übereinstimmen. Entsprechendes kommt in Be-

tracht, wenn das Aufsichtsratsmitglied im Hauptamt mit dem Unternehmensinte-

resse konkret kollidierende öffentliche Interessen verfolgt. 

4.5 Tz: 65 und 66 

Zeitgleich mit dem Versand an die Mitglieder des Aufsichtsorgans soll das Beteili-

gungsmanagement der Gebietskörperschaft alle Unterlagen erhalten. Über Sitzun-

gen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse soll eine Niederschrift angefertigt wer-

den, diese soll dem Beteiligungsmanagement vorgelegt werden. Von dieser Emp-

fehlung ist abzuraten, da besser im Einzelfall zu prüfen ist, welche Unterlagen das 

Beteiligungsmanagement erhalten soll und welche nicht. Insoweit kann in diesem 

Zusammenhang auf § 394 AktG verwiesen werden. Hier wird eine Lockerung der 

grundsätzlichen Verschwiegenheitspflicht für von einer Gebietskörperschaft ent-

sandte Aufsichtsratsmitglieder vorgesehen, soweit sie für den Berichtszweck (u.a. 

wirtschaftliche Betätigung) erforderlich ist. Natürlich steht es der Gesellschaft frei, 

solche Informationen Dritten zur Verfügung zu stellen. Falls aber Informationen z.B. 

über Planungen wie Investitionsvorhaben oder über das Eingehen von Beteiligun-

gen etc. zunächst in der Gesellschaft verbleiben sollen, kann der Aufsichtsrat dies in 

seiner Sitzung diskutieren und ggfs. hierüber abstimmen. Eine Weiterleitung (Bera-

tungsunterlagen oder Abstimmungsverhalten) hat dann zu unterbleiben, da sie für 

die Gebietskörperschaft (noch) nicht relevant ist. 

Die Ausführungen zu § 394 AktG, der in der Praxis immer wieder eine wichtige Rolle 

spielt, sind leider viel zu kurz geraten (vgl. Tz: 32 und 67). Es bietet sich daher an 

diesen Problemkreis vorab im Gesellschaftsvertrag zu regeln, da die Norm sehr all-

gemein gehalten und daher ebenfalls konkretisierungsbedürftig ist. Die Aufnahme 

einer Berichtspflicht im Gesellschaftsvertrag kann das Konfliktpotential bzgl. des 

Umfangs der Berichtspflicht und Nennung des Berichtsadressaten mindern. Der 

Umfang der Berichtspflicht wird durch den Berichtszweck begrenzt. Alle Informati-

onen, die für den Berichtszweck nicht notwendig sind (z.B. Entscheidungsmotivati-

onen im Aufsichtsrat) können der Berichtspflicht nicht unterworfen werden. Eine 

solche Klarstellung sollte daher im Gesellschaftsvertrag aufgenommen werden. 

Zusammenwirken von Aufsichtsorgan und Geschäftsführungsorgan 

5 Tz: 79, 80 

Es wird zwar darauf hingewiesen, dass in der Satzung zustimmungspflichtige Ge-

schäfte geregelt werden sollen, aber leider nicht welche Bereiche genau. Es heißt 
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hier nur, dass die Eigenverantwortlichkeit des Geschäftsführungsorgans gewähr-

leistet bleiben soll. Es sollte aber unbedingt im Gesellschaftsvertrag so klar und so 

konkret wie möglich geregelt werden, welche Geschäfte das Geschäftsführungsor-

gan alleine ausführen darf und für welche Geschäfte es sich die Zustimmung einho-

len muss. Ist die Regelung zu ungenau gefasst, kann diese ggfs. mangels Bestimmt-

heit unwirksam sein. In jedem Fall wird sie ihren Zweck, die Handlungsfreiheit des 

Geschäftsführungsorgans bei bestimmten Geschäften zu gewährleisten, verfehlen.  

Immer wiederkehrende Geschäfte der Gesellschaft wie das Eingehen von Darle-

hens- /Kreditverbindlichkeiten, der Erwerb und die Veräußerung von Beteiligungen 

etc. hätte man ausdrücklich erwähnen können. Ein solcher Maßnahmenkatalog 

bzgl. Zustimmungsvorbehalte kann bei Bedarf also gerne zur Verfügung gestellt 

bzw. mit den Beteiligten abgestimmt werden. 

5 Tz: 85 

Es ist richtig eine ausreichende Informationsversorgung an den Aufsichtsrat sicher-

zustellen, ob das Geschäftsführungsorgan auch umfassend das Beteiligungsma-

nagement informieren muss, insbesondere welcher Inhalt hier kommuniziert wer-

den muss, ist im Einzelfall zu beleuchten. Die Aufzählung in Tz. 85 geht u.E. zu weit 

und ist daher abzustimmen (vgl. auch die Ausführungen zum Aufsichtsorgan). 

6.1 Tz: 100 

Das Geschäftsführungsorgan soll die in der Verantwortung des/der Vorsitzenden 

des Aufsichtsorgans erstellte Tagesordnung für Sitzungen des Aufsichtsorgans dem 

Beteiligungsmanagement zur Verfügung stellen. Das Geschäftsführungsorgan soll 

dem Beteiligungsmanagement frühzeitig, spätestens jedoch 14 Tage vor der Sit-

zung und zeitgleich mit dem Versand an die Mitglieder des Aufsichtsorgans und sei-

ner Ausschüsse mit Tagesordnungen und Unterlagen sowie Tischvorlagen und Nie-

derschriften der vorausgegangen Sitzung zustellen. 

Diesen Ausführungen kann so nicht gefolgt werden. Denn die vorstehenden Ausfüh-

rungen würden dazu führen, dass das Geschäftsführungsorgan ungeprüft, alle Infor-

mationen aus den Sitzungen an das Beteiligungsmanagement weiterleitet. Es sind 

durchaus Fälle denkbar bei dem ein solches Vorgehen gegen das Unternehmensin-

teresse spricht, insbesondere wenn die Gesellschaft nicht alle Details der Gesell-

schaft preisgeben möchte. Problematisch kann dies insbesondere bei mittelbaren 

Beteiligungen sein.  
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Geschäftsführungsorgan 

6.3 Tz: 106 

Die Mitglieder des Geschäftsführungsorgans unterliegen während ihrer Tätigkeit ei-

nem umfassenden Wettbewerbsverbot. Dies ist den Beteiligten nicht immer klar, 

auch können die Grenzen, wann ein solches eingreift und wann nicht, fließend sein. 

Es bietet sich daher eine Regelung im Gesellschaftsvertrag an. Darüber hinaus kann 

an die Aufnahme eines nachträglichen Wettbewerbsverbots gedacht werden. 

Hierzu hätte sich ein Leitfaden angeboten. Bei der Ausgestaltung der Regelung im 

Gesellschaftsvertrag muss darauf geachtet werden, ob das Wettbewerbsverbot um-

fassend eingreifen soll (dann mit Entschädigung). Für den Einzelfall, bei bestimmten 

Bereichen/Vertriebszweigen und Kunden bieten sich aber auch sog. „Kundenschutz-

klauseln“ an, diese können weitestgehend entschädigungslos vereinbart werden 

(häufiger Anwendungsfall bei Subunternehmern). 

Risikomanagement, interne Revision, Integritäts- und Compliance-Manage-

ment 

7.2 Tz: 131 

Die Einschränkung des Compliance-Managements auf die gesetzlichen Bestimmun-

gen ist um Regelungen zu erweitern, die aus den identifizierten Risiken und den da-

raus abgeleiteten Maßnahmen resultieren. Das Risikofrüherkennungssystem gem. 

Tz: 126 würde in der Art zu einem angemessenen Risiko- und Compliance-Manage-

mentsystem entwickelt. 

Rechnungslegung und Jahresabschluss 

8 Tz: 135 

Eine Aufstellung und Prüfung des Jahresabschlusses nach den Vorschriften für 

große Kapitalgesellschaften führt regelmäßig zu unverhältnismäßigen Aufwendun-

gen. Die größenabhängigen Befreiungs- und Erleichterungsvorschriften des Han-

delsgesetzbuchs erfüllen regelmäßig ihren Zweck. Die Pflicht des Aufsichtsorgans 

bzw. des Gesellschafters wird durch eine satzungsmäßige Verpflichtung den Jahres-

abschluss nach den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften aufstellen und prü-

fen zu lassen nicht beeinflusst; eine Professionalisierung der Mitglieder des Auf-

sichtsgremiums wird durch die Prüfung des Jahresabschlusses nicht ersetzt. 
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8 Tz: 138 ff (138, 139, 140, 141, 142) 

Die Veröffentlichung von zusätzlichen – nicht gesetzlich vorgeschriebenen – An-

hangangaben werden über die Pflicht zur Offenlegung des Jahresabschlusses der 

Allgemeinheit zugänglich. Die Prüfungspflicht des Abschlussprüfers bezieht sich 

grundsätzlich nicht auf solche Angaben. Die Prüfungspflicht des Aufsichtsorgans 

muss grundsätzlich losgelöst vom gesetzlich aufzustellenden Jahresabschluss aus-

gestaltet sein, da diese weit über den Umfang des Jahresabschlusses hinausgeht. 

8 Tz: 140 

Wir verweisen auf § 286 Abs. 4 HGB. Insbesondere bei öffentlichen Unternehmen 

sollten die Chancen und Risiken aus der Veröffentlichung der Gehaltsstrukturen ab-

gewogen werden. Sowohl politische Gründe als auch der Schutz der angestellten 

Personen der Geschäftsleitung sprechen gegen die Veröffentlichung der Vergütung. 

Abschlussprüfung und öffentliche Finanzkontrolle 

9.1 Tz: 145 

Die Beauftragung der Prüfung gem. § 53 HGrG ist gesetzlich vorgeschrieben, so dass 

der Prüfungsauftrag erteilt werden muss. Bezüglich des Umfangs der Prüfung gem. 

§ 53 HGrG besteht jedoch ein Ermessensspielraum welcher mit dem Abschlussprü-

fer abgestimmt werden sollte. Beispielsweise ist fraglich, inwiefern die Analyse der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Prüfungsbericht dargestellt werden muss, 

wenn die kommunale Kapitalgesellschaft lediglich als Komplementärin einer KG 

ausgestaltet ist und keinen eigenen operativen Geschäftsbetrieb aufweist. 

9.1 Tz: 146: 

Gem. § 319 ff. HGB ist der Wirtschaftsprüfer zur Prüfung dieser Sachverhalte im 

Rahmen der Auftragsannahme gesetzlich verpflichtet. Darüber hinaus sind diese 

Sachverhalte im Rahmen des Zusammenwirkens von Aufsichtsorgan und Ge-

schäftsführungsorgan leicht zu erheben. Die Vorlage einer solchen Erklärung ent-

bindet das Aufsichtsorgan nicht von der persönlichen Prüfungspflicht. 

9.1 Tz: 147 

Der Abschlussprüfer hat das Aufsichtsorgan bereits aufgrund seiner berufsrechtli-

chen Pflichten zu informieren. 
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9.1 Tz: 150 

Die externe Rotation des Abschlussprüfers stellt aus Sicht der Wirtschaftsprüfer-

kammer weder ein geeignetes Mittel zur Förderung der Prüfungsqualität noch zur 

Stärkung der Unbefangenheit des Abschlussprüfers dar und sollte daher im Bereich 

der öffentlichen Hand überdacht werden. Diesbezüglich verweisen wir auf das Posi-

tionspapier der Wirtschaftsprüferkammer, welches wir diesem Schreiben beige-

fügtt haben. 

9.1 Tz: 154 

Der Abschlussprüfer ist bereits aufgrund gesetzlicher und berufsständischer Vor-

schriften zur Berichterstattung verpflichtet. 

9.1 Tz: 156 

Der Abschlussprüfer ist aufgrund gesetzlicher Vorschriften zur Verschwiegenheit 

verpflichtet. Die Kommunikation hat demnach zunächst gegenüber dem Auftrag-

geber, der zu prüfenden Gesellschaft, und ggf. mit dem Aufsichtsorgan zu erfolgen.  

Wir möchten Sie bitten unsere Anmerkungen zu prüfen und im Rahmen der Finali-

sierung des Musterkodexes zu berücksichtigen. Gerne stehen wir Ihnen für Fragen 

zu unseren Anmerkungen oder zur Ausgestaltung bezüglich der Einbringung unse-

rer Erfahrung aus der Beratung und Prüfung von öffentlichen Unternehmen zur Ver-

fügung. 

Viele Grüße aus München 

 

Tobias Sengenberger    Philipp Bacher 

Wirtschaftsprüfer    Rechtsanwalt 

Steuerberater 

 

Anlagen: 

Positionspapier der Wirtschaftsprüferkammer 
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